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Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren und Ka-

nalanschlussbeiträgen der Gemeinde Wettringen vom 

22.12.2017 (Amtsblatt Nr. 50 vom 22.12.2017) 

in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom 15.12.2023 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

29.09.2020 (GV.NRW. S. 916), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das 

Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV.NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 19.12.2019 (GV.NRW. S. 1029), des § 54 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG 

NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV.NRW. S. 926), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 29.05.2020 (GV.NRW. S. 376) und des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum 

Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV.NRW. S. 559 ff.), in der Fassung der Bekannt-

machung vom 02.07.2019 (GV.NRW S. 341) hat der Rat der Gemeinde Wettringen in seiner Sitzung am 

11.12.2023 die folgende Änderungssatzung beschlossen: 

 

 

Artikel I 

 

§ 4 enthält folgende Fassung:  

§ 4 

 

Schmutzwassergebühr 

 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers 

berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. Berech-

nungseinheit ist der Kubikmeter (m3) Schmutzwasser. Veranlagungszeitraum für die Schmutzwasserge-

bühr ist das Kalenderjahr. 

 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwas-

sermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regen-

wassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück 

nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche Abwas-

seranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 

 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler des örtlichen Wasserver-

sorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die für 

die letzte Jahreswasserabrechnung mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchs-

menge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der 

Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. Die Datenübernahme vom 

örtlichen Wasserversorger sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten des 

Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflichtigen die zweimalige Ablesung seines Wasserzählers 

zu ersparen. Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde 

(§ 46 Abs. 1 LWG NRW) und der Abwasserüberlassungspflicht durch den gebührenpflichtigen Benutzer 

(§ 48 LWG NRW) sowie zur verursachergerechten Abrechnung der Schmutzwassergebühr und zum 

Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der 
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Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz) zu dulden. 

 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernut-

zungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine Kosten einge-

bauten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung zu führen. 

Der Nachweis über den messrichtig funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. 

Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Ge-

meinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der 

Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der 

Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der 

statistischen Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler 

nicht ordnungsgemäß funktioniert.  

 

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig verbrauch-

ten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar 

nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den 

Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine 

auf seine Kosten eingebaute, messrichtig funktionierende und geeignete Messeinrichtung in Anleh-

nung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu führen: 

 

Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 

 

Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen Abständen 

kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben durchzuführen und 

der Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung 

zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugs-

mengen nicht statt.  

 

Nr. 2: Wasserzähler 

 

Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht möglich oder 

dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten 

eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzähler zu führen. Der Wasser-

zähler muss in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre 

erneut geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung 

des Herstellers ersetzt werden. Der Nachweis über die messrichtige Funktion sowie Eichung des 

Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine 

Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 

 

Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasserschwundmengen 

technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebühren-

pflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss 

sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der ge-

meindlichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen 

sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schät-

zung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nach-

prüfbaren Unterlagen unschlüssig oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten 

Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gut-

achten bezogen auf seine Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die gut-

achterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher 

mit der Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige.  
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Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen schriftlichen Antrag bis 

zum 15.01. des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei der Gemeinde geltend zu 

machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Wasserschwundmengen nicht 

mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 15.01. des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag, 

endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag.  

 

(6) Beginnt die Gebührenpflicht während eines Kalenderjahres, so werden folgende pauschale Verbrauchs-

mengen zugrunde gelegt: 

 

- für Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 30 m³ Schmutzwasser/Jahr 

 

- für sonstige Haushaltsmitglieder 50 m³ Schmutzwasser/Jahr 

 

(7) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 2,25 EUR. Die Grundgebühr je Anschluss beträgt jähr-

lich 25,00 EUR. 

 

 

Artikel II 

 

§ 5 enthält folgende Fassung: 

§ 5 

Niederschlagswassergebühr 

 

(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der bebau-

ten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser lei-

tungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage ge-

langen kann. Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten und/o-

der befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in die gemeindliche Ab-

wasseranlage gelangen kann. Bei der Flächenberechnung für die Einleitungsgebühr bleiben unberück-

sichtigt: 

 

a) Flächen, die aufgrund des verwendeten Materials sowie des Unterbaus für eine Versickerung geeig-

net sind, 

 

b) Einzelplattenreihen bis 60 cm Breite, 

 

c) sonstige bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte Flächen, von denen Niederschlagswasser mit-

tels geeigneter Muldenversickerung, Rigolen- oder Rohrversickerung (Drainage) oder Schacht-versi-

ckerung auf dem Grundstück versickert. 

 

Die unter den Buchstaben a. und c. genannten Versickerungsanlagen sind nach dem Arbeitsblatt A 138 

der Abwassertechnischen Vereinigung (ATV) zu bemessen und auszuführen. Bei einer bautechnischen 

Überprüfung durch die Gemeinde obliegt die Nachweispflicht dem Grundstückseigentümer. 

 

Mit der Hälfte der Fläche werden berücksichtigt: 

 

a) begrünte Dachflächen, 

 

b) bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte Flächen, von denen das Niederschlagswasser in ei-

nem durch Überlauf mit der Regenwasserkanalisation verbundenen Auffangbehälter, z.B. Zisterne 

oder Teich, aufgefangen wird. Je angefangene 20 qm angeschlossener bebauter und/oder befes-

tigter Fläche muss jedoch ein Rückhaltevolumen von 1 cbm vorgehalten werden.  
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(2) Als an die gemeindliche Abwasseranlage angeschlossen gelten auch die bebauten und/oder 

befestigten Flächen, von denen Niederschlagswasser in die im Zentralen Abwasserplan (ZAP) der Ge-

meinde ausgewiesenen Gräben eingeleitet wird. 

 

(3) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der Befragung der Ei-

gentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der 

Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestig-

ten sowie in die öffentliche Abwasseranlage abflusswirksame Fläche auf seinem Grundstück mitzuteilen 

(Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der Gemeinde vorgelegten Lageplan 

über die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigte sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem 

Grundstück Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Gemeinde zutreffend er-

mittelt wurden. Auf Anforderung der Gemeinde hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan oder 

andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten) und/oder 

befestigten Flächen entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage 

weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht nach 

oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, 

wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Gemeinde 

geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen Er-

füllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (z.B. Planung und ausreichende Dimensionie-

rung der öffentlichen Kanäle), zur verursachergerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr 

und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der 

Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf infor-

melle Selbstbestimmung zu dulden.  

 

(4) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der Grundstückseigentümer 

dies der Gemeinde innerhalb eines Monates nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Än-

derungsanzeige gilt § 5 Abs. 3 entsprechend. Die veränderte Größe der bebauten und/oder befestigten 

Fläche wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige durch den 

Gebührenpflichtigen der Gemeinde zugegangen ist.  

 

(5) Für die bebauten und/oder befestigten Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser leitungsge-

bunden oder nicht leitungsgebunden in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann, wird fol-

gende Gebühr erhoben: 

 

a) Grundgebühr  

- für jede angefangenen 25 m2 bebauter und/oder befestigter Grundstücksfläche 2,50 EUR/Jahr 

(Mindestgröße 75 m2)  

 

b) Einleitungsgebühr  

 Soweit Niederschlagswasser von diesen Flächen in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet 

wird (§ 5 Abs. 1), eine Einleitungsgebühr von jährlich 0,17 EUR/m2. 

 

 

Artikel III 

 

§ 22 enthält folgende Fassung: 

§ 22 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung  

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Auf die Rechtsfolgen des § 7 Abs. 6 Satz 1 GO wird hingewiesen.  

 

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NW lautet wie folgt:  

 

"Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 

sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 

ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

48493 Wettringen, den 15.12.2023 

 

Der Bürgermeister 

 

gez. Berthold Bültgerds 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 


